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Allgemeine Geschäftsordnung  
für die Carl von Ossietzky  

Universität Oldenburg 
 
 

vom 05.05.2010 
 
 
Der Senat der Carl von Ossietzky Universität Ol-
denburg hat am 05.05.2010 die Neubekanntma-
chung der nachfolgenden Allgemeinen Geschäfts-
ordnung für die Carl von Ossietzky Universität Ol-
denburg gemäß § 41 Abs. 1 Satz 1 NHG in der 
Fassung vom 26. Februar 2007, zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18.06.2009 (Nds. 
GVBl. S. 280), beschlossen. 
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§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Die Allgemeine Geschäftsordnung regelt das 
Verfahren des Senats und der Fakultätsräte sowie 
der sonstigen Gremien der Carl von Ossietzky Uni-
versität Oldenburg. Gremien im Sinne dieser Ge-
schäftsordnung sind die Kollegialorgane sowie die 
von ihnen gebildeten Ausschüsse und Kommissio-
nen.  
 
(2) Die Fakultätsräte können im Rahmen der Ge-
setze und der Grundordnung mit Zustimmung des 
Senats abweichende oder ergänzende Bestimmun-
gen beschließen. 
 
 

§ 2 
Aufgaben des Gremiums, Vorsitz 

 
(1) Die Gremien befassen sich ausschließlich mit 
den ihnen übertragenen Aufgaben. 
 
(2) Soweit der Vorsitz nicht gesetzlich oder durch 
eine Hochschulsatzung geregelt ist, wählt das Gre-
mium eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden 
und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter 
aus der Mitte seiner Mitglieder. Die oder der Vorsit-
zende bereitet die Sitzung des Gremiums vor, lädt 
zu ihr ein, leitet sie und trägt nach Maßgabe der 
Zuständigkeiten zu der Ausführung der Beschlüsse 
bei. 
 
 

§ 3 
Einberufung 

 
(1) Sitzungen finden mindestens einmal im Se-
mester in der Veranstaltungszeit statt. Auf Verlan-
gen von mindestens einem Viertel der Mitglieder 
des Gremiums oder bei nach Gruppen zusammen-
gesetzten Gremien von allen Vertreterinnen und 
Vertretern einer Gruppe ist unverzüglich durch die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden zu einer Sitzung 
einzuberufen, die innerhalb von zwei Wochen nach 
Antragsstellung stattfinden muss. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende beruft das Gremium 
ein, indem sie oder er die Mitglieder schriftlich und 
per E-Mail an eine universitäre E-Mail-Adresse zur 
Sitzung einlädt. Die Zusendung der Sitzungsunter-
lagen geschieht auf dem Postweg oder durch Nie-
derlegung in den Postfächern. Die stellvertretenden 
Mitglieder erhalten die Einladung zur Kenntnis. Die 
Gleichstellungsbeauftragte kann zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben an allen Sitzungen von Gremien i. S. von 
§ 1 Abs. 1 mit Antrags- und Rederecht teilnehmen. 
Sie ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 
Zur konstituierenden Sitzung werden fakultätsüber-
greifende Gremien von einem Mitglied des Präsidi-
ums, Gremien der Fakultäten von einem Mitglied 
des Dekanats sowie Gremien der sonstigen Einrich-
tungen von der geschäftsführenden Leitung oder 
dem Vorstand einberufen und bis zur Wahl der oder 
des Vorsitzenden geleitet. 
 
(3) Die Einladung muss den Mitgliedern der Gre-
mien sieben Tage vor der Sitzung zugehen. In drin-
genden Fällen kann das Gremium mit einer kürze-
ren Frist einberufen werden. Das Gremium ist in 
diesen Fällen nur beschlussfähig, wenn die Mehr-
heit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist 
und der verkürzten Ladungsfrist nachträglich zu-
stimmt.  
 
(4) Beschlussvorlagen und Anträge sollen die 
gemäß Absatz 2 für die Einberufung zuständigen 
Personen spätestens zwei Tage vor der Versen-
dung der Einladung erhalten. Beschlussvorlagen 
und Sachanträge, die nicht innerhalb der Fristen 
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von Absatz 5 Satz 1 und 2 verschickt sind, werden 
in der Regel in der übernächsten Sitzung behandelt. 
 
(5) Spätestens mit der Einladung werden den Mit-
gliedern und der Gleichstellungsbeauftragten die 
Beschlussvorlagen sowie die Anträge der Mitglieder 
zu den Tagesordnungspunkten zugesandt. Be-
schlussvorlagen aus den Fakultäten für den Senat, 
die nicht bis zum nach Satz 1 genannten Zeitpunkt 
an die Senatsmitglieder und an die Gleichstellungs-
beauftragte versandt werden können, sind spätes-
tens sechs Tage vor der Senatssitzung zu versen-
den. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
 

§ 4 
Teilnahme und Stellvertretung 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzun-
gen teilzunehmen und dazu beizutragen, dass das 
Gremium seine Aufgaben wirksam erfüllen kann. Ist 
ein Mitglied an der Teilnahme gehindert, so infor-
miert es sofort die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den des Gremiums, damit diese oder dieser die 
Stellvertreterin oder den Stellvertreter des verhin-
derten Mitglieds unverzüglich über die Erforderlich-
keit ihrer oder seiner Anwesenheit benachrichtigt. 
 
(2) Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind bei 
Listenwahl nach der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl 
die Bewerberinnen und Bewerber des Listenwahl-
vorschlages, die keinen Sitz erhalten haben. Bei 
gleicher Stimmenzahl oder, wenn auf mehrere Be-
werberinnen und Bewerber keine Stimme entfallen 
ist, entscheidet die Reihenfolge der Bewerberinnen 
und Bewerber innerhalb eines Listenwahlvorschla-
ges. Bei Ausschöpfung einer Liste ist die Stellvertre-
terin oder der Stellvertreter die erste Ersatzperson 
des Wahlvorschlages, auf den nach dem d'Hondt-
schen Auszählungsverfahren der nächste Sitz ent-
fallen würde. 
 
(3) Stellvertreterinnen und Stellvertreter bei Mehr-
heitswahl sind die nicht gewählten Bewerberinnen 
und Bewerber in der Reihenfolge ihrer Stimmen-
zahl. Bewerberinnen und Bewerber, die keine 
Stimme erhalten haben, sind bei der Stellvertretung 
nicht zu berücksichtigen. 
 
(4) Sind gemäß Absatz 2 und Absatz 3 keine Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter gewählt, so kann 
das für die Wahl des Gremiums zuständige Wahl-
organ Vertreterinnen und Vertreter bestellen. Diese 
Möglichkeit besteht nicht beim Senat und den Fa-
kultätsräten. 
 
 

§ 5 
Tagesordnung, Anträge zur Tagesordnung 

 
(1) Zusammen mit der Einladung wird der Vor-
schlag der oder des Vorsitzenden zur Tagesord-
nung entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 2 versandt. 
 

(2) Fristgerecht eingegangene Anträge zur Tages-
ordnung sind bei der Aufstellung der Tagesordnung 
zu berücksichtigen. Anträge, die das Gremium aus 
Rechtsgründen nicht behandeln kann, werden un-
verzüglich mit Begründung an die Antragstellerin 
oder den Antragsteller zurückgegeben. 
 
(3) Ein mit der Einladung nicht vorgeschlagener 
Antrag zur Tagesordnung kann als Dringlichkeitsan-
trag vom Gremium behandelt werden, wenn der mit 
dem Antrag verfolgte Zweck bei Behandlung in ei-
ner späteren Sitzung voraussichtlich nicht mehr 
erreicht werden kann. Dringlichkeitsanträge müssen 
schriftlich gestellt werden. 
 
(4) Die endgültige Tagesordnung wird nach Fest-
stellung der Beschlussfähigkeit mit der Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder beschlossen. Unter dem 
Tagesordnungspunkt "Verschiedenes" können kei-
ne Beschlüsse gefasst werden. 
 
(5) Das Gremium kann nach § 3 Abs. 5 fristge-
recht eingereichte Anträge zur Tagesordnung höch-
stens bis zur dritten Sitzung nach Antragstellung 
zurückstellen. 
 
(6) Von der endgültigen Tagesordnung darf nur 
aufgrund eines Beschlusses abgewichen werden. 
 
 

§ 6 
Sitzungsverlauf 

 
(1) Zu Beginn der Sitzung ist zunächst die Be-
schlussfähigkeit (§ 7) festzustellen. Bei Vorliegen 
der Beschlussfähigkeit ist gegebenenfalls über Ab-
weichungen von der Ladungsfrist abzustimmen und 
die endgültige Tagesordnung zu beschließen. Dabei 
ist auch über Anträge gemäß § 8 Abs. 1 und 2 und 
4 zu beschließen. Vor Eintritt in die Beratung soll 
über Änderungen und die Genehmigung des Proto-
kolls der letzten Sitzung abgestimmt werden. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende ruft die Tagesord-
nungspunkte zur Beratung in der beschlossenen 
Reihenfolge auf. Vor der Beratung jedes einzelnen 
Tagesordnungspunktes werden die zu dem Tages-
ordnungspunkt eingegangenen Anträge oder Vorla-
gen erläutert. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen. Sie oder er kann 
zur Verhandlung das Wort ergreifen. 
 
 

§ 7 
Beschlussfähigkeit 

 
(1) Ein Gremium ist beschlussfähig, wenn die Sit-
zung ordnungsgemäß einberufen wurde und die 
Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send ist. Bei anschließender Verringerung der Zahl 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder im 
Laufe der Sitzung bleibt das Gremium beschlussfä-
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hig, bis die Beschlussunfähigkeit auf Antrag eines 
Mitgliedes durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden festgestellt ist. Hat ein Mitglied die Be-
schlussunfähigkeit geltend gemacht, zählt es bei 
der Fragestellung, ob das Gremium noch be-
schlussfähig ist, zu den anwesenden Mitgliedern. 
Die Feststellung der Beschlussunfähigkeit wird erst 
nach Abschluss des laufenden Tagesordnungs-
punktes wirksam. 
 
(2) Wird die Beschlussunfähigkeit eines Gremi-
ums festgestellt, so muss die oder der Vorsitzende 
zur Behandlung der nicht erledigten Tagesord-
nungspunkte eine erneute Sitzung einberufen. Die-
se ist mit Ausnahme des in § 3 Abs. 3 Satz 3 gere-
gelten Falles einer verkürzten Ladungsfrist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig. Hierauf ist bei der Einladung hinzu-
weisen. 
 
(3) Feststellungen der oder des Vorsitzenden zum 
Vorliegen oder Nichtvorliegen der Beschlussfähig-
keit sowie sämtliche Beschlüsse des Gremiums 
sind im Sitzungsprotokoll zu vermerken. 
 
 

§ 8 
Öffentlichkeit und Rederecht 

 
(1) Der Senat, die ständigen Kommissionen des 
Senats mit Ausnahme der Kommission für Ethik 
und Forschungsfolgenabschätzung und der Fin-
dungskommissionen, die Beiräte der zentralen und 
dezentralen Einrichtungen, die Fakultäts-, Instituts- 
und Departmenträte sowie die Studienkommissio-
nen tagen hochschulöffentlich. Auf Antrag kann 
durch Beschluss mit einer Zweidrittelmehrheit der 
anwesenden Mitglieder die Öffentlichkeit zu einzel-
nen Punkten der Tagesordnung ausgeschlossen 
werden. Über den Antrag ist in nichtöffentlicher Sit-
zung zu beraten und abzustimmen. 
 
(2) Wahlen müssen in öffentlicher Sitzung stattfin-
den. 
 
(3) Die übrigen Gremien tagen in nichtöffentlicher 
Sitzung. Die Öffentlichkeit kann durch Beschluss 
zugelassen werden. Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend. Absatz 2 findet keine Anwendung. 
 
(4) Personal- und Prüfungsangelegenheiten wer-
den in nichtöffentlicher Sitzung beraten und be-
schlossen. Beschlüsse in Personal- und Berufungs-
angelegenheiten werden in geheimer Abstimmung 
getroffen. 
 
(5) Grundstücks- und Wirtschaftsangelegenheiten, 
durch deren öffentliche Beratung für das Land, die 
Hochschule oder die an diesen Angelegenheiten 
beteiligten oder von ihnen betroffenen natürlichen 
oder juristischen Personen Nachteile entstehen 
können, werden in nichtöffentlicher Sitzung beraten 
und entschieden. 
 

(6) Zuhörerinnen und Zuhörern kann durch Be-
schluss des Gremiums Rederecht eingeräumt wer-
den. Darüber hinaus können Gremienmitglieder, die 
in einer Angelegenheit von erheblicher Bedeutung 
Nichtmitglieder anhören wollen, die Sitzung des 
Gremiums zu diesem Zweck für 15 Minuten durch 
Beschluss unterbrechen lassen. Die Unterbrechung 
kann durch Beschluss von zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder des Gremiums einmal um 15 
Minuten verlängert werden. 
 
 

§ 9 
Rede und Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Durch Wortmeldung zur Geschäftsordnung 
wird die Liste der Rednerinnen und Redner nach 
Beendigung der Ausführungen einer Rednerin oder 
eines Redners unterbrochen. 
 
(2) Bemerkungen und Anträge zur Geschäftsord-
nung können mündlich vorgebracht werden und 
sind durch Heben beider Hände anzuzeigen. Be-
merkungen zur Geschäftsordnung dürfen die Dauer 
von drei Minuten nicht überschreiten. 
 
(3) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbeson-
dere: 
 

� Antrag auf Vertagung oder befristete Unter-
brechung der Sitzung, 

 
� Nichtbefassung oder Verschiebung eines 

Tagesordnungspunktes, 
 

� Überweisung an eine Kommission oder an 
einen Ausschuss, 

 
� Schluss der Beratung und sofortige Ab-

stimmung, 
 

� Schluss der Rednerliste, 
 

� Beschränkung der Redezeit. 
 
Erhebt sich bei einem Antrag zur Geschäftsordnung 
kein Widerspruch, so ist der Antrag angenommen. 
Anderenfalls ist nach einer Gegenrede abzustim-
men. 
 
(4) Wird Schluss der Liste der Rednerinnen und 
Redner beantragt, so ist die Liste vor Abstimmung 
über diesen Antrag zu verlesen und gegebenenfalls 
zu ergänzen. 
 

 
§ 10 

Schluss der Beratung 
 
Wenn niemand mehr das Wort verlangt, erklärt die 
oder der Vorsitzende die Beratung für geschlossen. 
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§ 11 
Stimmrecht 

 
(1) Alle Mitglieder eines Gremiums haben das 
gleiche Stimmrecht, es sei denn Grundordnung 
oder NHG weichen hiervon ab. In Angelegenheiten, 
in denen Kommissionen und Ausschüssen Ent-
scheidungsbefugnisse übertragen sind, sind die 
Stimmen so zu gewichten, dass das Stimmenver-
hältnis der Gruppen des einsetzenden Kollegialor-
gans gewahrt wird. 
 
(2) Wer einem Gremium als Mitglied mit beraten-
der Stimme angehört, hat mit Ausnahme des 
Stimmrechts alle Rechte eines Mitglieds. Mitglieder 
eines Gremiums, die in einzelnen Angelegenheiten 
nicht stimmberechtigt sind, haben im Übrigen alle 
Rechte eines Mitgliedes bei der Behandlung dieser 
Angelegenheit. 
 
 

§ 12 
Beschlussfassung 

 
(1) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen gefasst, soweit gesetz-
lich oder durch die Grundordnung nichts anderes 
bestimmt ist. Stimmenthaltungen gelten hierbei als 
nicht abgegebene Stimmen. Ein Beschluss kommt 
nicht zustande, wenn mehr als die Hälfte der anwe-
senden stimmberechtigten Mitglieder eine ungültige 
Stimme abgeben oder sich der Stimme enthalten 
hat. Die Nichtbeteiligung an der Abstimmung wird 
bei der Ergebnisfeststellung als Abwesenheit ge-
wertet. 
 
(2) Zur Abstimmung stellt die oder der Vorsitzende 
die Fassung des Antrages klar und stellt ihn zur 
Abstimmung. Über jeden Antrag ist in der Weise 
abzustimmen, dass die Mitglieder des Gremiums 
die Abstimmungsfrage mit Ja, Nein oder Enthaltung 
beantworten können. 
 
(3) Das Gremium stimmt namentlich ab, wenn die 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder einem ent-
sprechenden Antrag eines Mitgliedes des Gremi-
ums zustimmt. 
 
(4) Auf Verlangen eines Mitglieds ist über einen 
Antrag geheim abzustimmen. 
 
(5) Die oder der Vorsitzende kann Beschlüsse im 
schriftlichen oder elektronischen Umlaufverfahren 
herbeiführen, sofern nicht zwei oder mehr stimmbe-
rechtigte Mitglieder widersprechen. Die Umlaufzeit 
beträgt mindestens zwei Wochen. Bei der Versen-
dung der Abstimmungsfrage ist darauf hinzuweisen, 
dass nicht rechtzeitig innerhalb der Umlaufzeit ein-
gehende Stimmen nicht berücksichtigt werden. 
 
(6) Auf Antrag ist das Votum einer Minderheit dem 
Beschluss beizufügen. Der wesentliche Inhalt ist in 
der Sitzung vorzutragen und zu Protokoll zu neh-
men. Eine schriftliche Fassung kann binnen einer 

Woche der oder dem Vorsitzenden des Gremiums 
nachgereicht werden, die oder der sie den Gre-
mienmitgliedern mit dem Protokoll übersendet. 
 
(7) Ist der Beschluss eines Gremiums in einer 
Angelegenheit, deren Entscheidung dem Gremium 
nach dem NHG obliegt, gegen die Stimmen sämtli-
cher stimmberechtigter Mitglieder einer Mitglieder-
gruppe gefasst worden, muss die Angelegenheit auf 
Antrag dieser Mitglieder erneut beraten werden. Der 
Antrag muss innerhalb einer Woche nach der Ent-
scheidung und kann in der gleichen Angelegenheit 
nur einmal gestellt werden. Die abschließende Ent-
scheidung darf frühestens eine Woche nach An-
tragstellung erfolgen. Die verkürzte Ladungsfrist 
nach § 3 Abs. 3 S. 2 ist in diesen Fällen ausge-
schlossen. 
 
(8) Wird die Wahl eines Gremiums oder einzelner 
Mitglieder für ungültig erklärt oder ändert sich die 
Zusammensetzung aufgrund einer Nachwahl, so 
berührt das nicht die Wirksamkeit der vorher ge-
fassten Beschlüsse und vorgenommenen Handlun-
gen des Gremiums. 
 
 

§ 13 
Beschlussfassung bei mehreren Anträgen 

 
(1) Ist über mehrere Anträge zum gleichen Ge-
genstand zu beschließen, so ist vor der Abstim-
mung über den ersten Antrag die Reihenfolge fest-
zulegen, in der über die Anträge abgestimmt wird. 
Über die Reihenfolge der abzustimmenden Anträge 
entscheidet die oder der Vorsitzende des Gremi-
ums. Bei Widerspruch gegen diese Entscheidung 
beschließt das Gremium. 
 
(2) Bei mehreren Anträgen mit gleicher Zielrich-
tung ist jeweils zuerst über den weitergehenden 
abzustimmen. Über Änderungsanträge ist jeweils 
vor dem Hauptantrag abzustimmen. 
 
(3) Werden mehrere Anträge zum gleichen Ge-
genstand beschlossen, so werden von diesen An-
trägen die beiden mit den meisten zustimmenden 
Stimmen zur Stichentscheidung gestellt. Derjenige 
Antrag, der in der Stichentscheidung die meisten 
zustimmenden Stimmen erhalten hat, wird an-
schließend zur endgültigen Beschlussfassung ge-
stellt. 
 
(4) Haben mehrere Anträge die gleiche Zahl von 
zustimmenden Stimmen erhalten, so entscheidet 
ein weiterer Stichentscheid zwischen diesen Anträ-
gen, welcher von ihnen zur Stichentscheidung ge-
stellt oder endgültig abgestimmt wird. 
 
(5) mehrere Anträge zum gleichen Gegenstand 
abgestimmt, so kann die Sitzung erst nach der letz-
ten Abstimmung unterbrochen werden. 
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§ 14 
Wahlen innerhalb der Gremien 

 
(1) Innerhalb der Gremien wird schriftlich und ge-
heim gewählt. Bei der Aufstellung von Wahlvor-
schlägen sollen Frauen zu einem Anteil von min-
destens 50 % berücksichtigt werden. Gewählt ist, 
wer die meisten abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten hat, soweit gesetzlich oder durch die 
Grundordnung nichts anderes bestimmt ist. § 12 
Abs. 1 (Stimmenthaltung und Nichtbeteiligung bei 
Abstimmungen) findet keine Anwendung. Bei Stim-
mengleichheit findet ein weiterer Wahlgang statt. 
Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. Durch Zuruf wird gewählt, wenn nur ein Wahl-
vorschlag vorliegt und niemand diesem Verfahren 
widerspricht. 
 
(2) Zweifelsfragen im Wahlverfahren sind unter 
analoger Anwendung der Hochschulwahlordnung zu 
entscheiden. 
 
 

§ 15 
Persönliche Erklärungen 

 
Die oder der Vorsitzende eines Gremiums erteilt 
einem Mitglied auf Antrag nach Beendigung der 
Beratung oder Abstimmung über einen Tagesord-
nungspunkt das Wort zu einer persönlichen Erklä-
rung zu dem Tagesordnungspunkt. Die Redezeit 
beträgt höchstens drei Minuten. Auf Antrag sind 
persönliche Erklärungen in das Protokoll aufzuneh-
men. Eine schriftliche Fassung kann binnen einer 
Woche nachgereicht werden, die dem Gremium 
bekannt gegeben wird. 
 
 

§ 16 
Protokoll 

 
(1) Über jede Sitzung eines Gremiums wird ein 
Sitzungsprotokoll angefertigt, das von der oder dem 
Vorsitzenden des Gremiums nach Feststellung 
seiner Richtigkeit unterzeichnet wird. Das Sitzungs-
protokoll wird allen Mitgliedern des Gremiums, der 
Gleichstellungsbeauftragten und der Verfassten 
Studierendenschaft über den Allgemeinen Studie-
rendenausschuss zeitnah - in der Regel zur nächs-
ten Sitzung - und unaufgefordert zugestellt. Inner-
halb der Fakultäten und Institute gelten diese Infor-
mationspflichten zusätzlich gegenüber den Fach-
schaftsräten. Das Sitzungsprotokoll wird zu Beginn 
der nächsten Sitzung des Gremiums beschlossen. 
 
(2) Die in der Sitzung gefassten Beschlüsse wer-
den gesondert dokumentiert und den zuständigen 
Stellen unverzüglich zur Beschlussausführung zu-
geleitet. Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
 
(3) Protokolle vom öffentlichen Teil der Senats- 
und Ratssitzungen der Fakultäten, Institute und De-
partments sowie Entscheidungen und Beschlüsse 

der Studienkommissionen von besonderer Bedeu-
tung werden an geeigneter Stelle oder im Intranet 
bekannt gemacht. 
 

 
§ 17 

Beraterinnen und Berater 
 
(1) Die Gremien können im Einzelfall oder für be-
stimmte Sachfragen Beraterinnen und Berater zu 
ihren Sitzungen hinzuziehen, die Mitglieder oder 
Angehörige der Carl von Ossietzky Universität sein 
sollen. 
 
(2) Das Gremium kann Beraterinnen und Berater, 
die Mitglieder und Angehörige der Universität sind, 
mit der Vorbereitung von Tagesordnungspunkten 
nachfolgender Sitzungen beauftragen. 
 
(3) Die Beraterinnen und Berater sind nicht Mit-
glieder des Gremiums. Die Nichtöffentlichkeit der-
Verhandlung steht ihrer Anwesenheit bei der Bera-
tung derjenigen Sachfragen, für die sie zugezogen 
sind, nicht entgegen. 
 
 

§ 18 
Auslegung der Allgemeinen Geschäftsordnung 

 
Über die Auslegung dieser Geschäftsordnung sowie 
ihrer ergänzenden und abweichenden Bestimmun-
gen entscheidet bei der Anwendung im Einzelfall die 
oder der Vorsitzende des Gremiums; bei Wider-
spruch gegen deren oder dessen Entscheidung be-
schließt das Gremium. 
 
 

§ 19 
Änderung und Abweichung von der 

Allgemeinen Geschäftsordnung 
 
Die Gremien der Carl von Ossietzky Universität 
können im Einzelfall in einer Sitzung von der Allge-
meinen Geschäftsordnung oder von den ergänzen-
den und abweichenden Bestimmungen, die das 
Gremium beschlossen hat, abweichen, wenn zwei 
Drittel der Mitglieder eines Gremiums einem ent-
sprechenden Antrag zustimmen. 
 
 

§ 20 
Schlussvorschriften 

 
Diese Neubekanntmachung tritt mit der Beschluss-
fassung in Kraft und wird in den Amtlichen Mittei-
lungen der Carl von Ossietzky Universität Olden-
burg veröffentlicht. Die Allgemeine Geschäftsordnung 
der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg vom 
23.06.2005 (Amtliche Mitteilungen 4/2005, S. 173 ff.) 
in der durch die Berichtigung vom 15.12.2005 (Amt-
liche Mitteilungen 7/2005, S. 356) geänderten Fas-
sung tritt gleichzeitig außer Kraft.  
 


